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des Abgeordneten Carlo Clemens   AfD 
Drucksache 18/20313 
 
 
Evaluation der Denkmalschutzgesetz-Novelle 2022 und Stand der im Koalitionsvertrag 
zugesagten Überprüfung 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Der Koalitionsvertrag der Regierung Wüst I (CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
2022–2027)1 enthält in den Zeilen 5784–5785 die explizite Zusage: „Wir werden eine Evaluie-
rung des Denkmalschutzgesetzes bis 2025 vornehmen und erforderlichenfalls Änderungen 
vornehmen." Diese verbindliche Koalitionsvertrag-Verpflichtung ist nunmehr überfällig. Die im 
Koalitionsvertrag festgesetzte Frist (Dezember 2025) ist verstrichen, und bis zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt (Mai 2026) hat die Landesregierung keine umfassende Evaluation des Denk-
malschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen dem Landtag vorgelegt. 
 
Gleichzeitig plant die Landesregierung durch die Dritte Änderung der Landesbauordnung 2018 
(Drucksache 18/17474, beschlossen vom Landeskabinett am 20. Januar 2026) eine neuerli-
che tiefgreifende Novellierung des Denkmalschutzgesetzes. In ihrer Pressemitteilung2 vom 23. 
Januar 2026 hat die Landesregierung die geplanten Änderungen explizit dargelegt. Demnach 
soll das Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen um eine Sondervorschrift für „besondere 
Liegenschaften des Landes und des Bundes“ erweitert werden. 
 
Diese Sondervorschrift beinhaltet eine vollständige Verfahrensfreistellung für denkmalge-
schützte Anlagen, die der Landes- oder Bündnisverteidigung dienen. Darüber hinaus wird ein 
neues denkmalrechtliches Kenntnisgabeverfahren eingeführt, die sogenannte Genehmi-
gungsfiktion (§ 34a DSchG NRW). Danach sollen Maßnahmen an Denkmälern zulässig wer-
den, wenn die obere Denkmalbehörde einer geplanten Maßnahme nicht innerhalb eines Mo-
nats widerspricht. Gleichzeitig soll der Bund künftig die Möglichkeit erhalten, Militärbauten ei-
genständig zu errichten – und zwar verfahrensfrei, ohne die Mitwirkung der nordrhein-westfä-
lischen Bauverwaltung. Flankierend hierfür hat die Landesregierung in derselben Pressemit-
teilung bekanntgegeben, dass das Budget für militärischen Bundesbau in Nordrhein-Westfalen 
von 180 Millionen Euro (2023) auf mindestens 560 Millionen Euro (2029) gesteigert werden 
soll – eine faktische Verdreifachung in sechs Jahren. 
 

 
1 https://www.cdu-nrw.de/sites/www.neu.cdu-nrw.de/files/zukunftsvertrag_cdu-grune.pdf  
2 https://www.land.nrw/pressemitteilung/fuer-die-sicherheit-und-verteidigungsfaehigkeit-unseres-lan-
des-neue 
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Diese Sachlage wirft eine fundamentale Frage zur Qualität der Gesetzgebung auf: Die Lan-
desregierung führt diese neuerlichen, strukturell tiefgreifenden Änderungen am Denkmal-
schutzgesetz ein, obwohl sie die im Koalitionsvertrag explizit zugesagte Evaluation der Denk-
malschutzgesetz-Novelle von 2022 bis heute nicht vorgelegt hat. Dies widerspricht elementa-
ren Grundprinzipien verantwortungsvoller Rechtssetzung. Neue Reformen sollten nicht ohne 
empirische Wirkungsprüfung der Vorgängerreform eingeführt werden. Eine belastbare Evalu-
ationsbasis ist notwendig, um beurteilen zu können, welche praktischen Auswirkungen die 
Novelle von 2022 auf Genehmigungsverfahren, Verfahrensdauern, die Qualität der Denkmal-
pflege und die Zusammenarbeit beteiligter Behörden hatte. 
 
Darüber hinaus zeigt sich ein inhaltlicher Widerspruch innerhalb der Regierungspolitik: Der 
Koalitionsvertrag betont in Zeile 5762, 5765 und 5766 die Verpflichtung, Denkmaleigentüme-
rinnen und -eigentümer zu unterstützen und die Verwaltungsvorschriften sowie Antragsverfah-
ren „auf das notwendige Maß zurückzuführen“. Die geplante Denkmalschutzgesetz-Novelle 
mit Genehmigungsfiktion und der Priorisierung von Militärliegenschaften führt faktisch zu einer 
Zwei-Klassen-Regelung: Während private Denkmaleigentümer weiterhin umfassenden Ge-
nehmigungs- und Prüfverfahren unterliegen, werden staatliche Bauherrn, insbesondere der 
Bund für Verteidigungszwecke, erheblich privilegiert. Dies entspricht nicht dem im Koalitions-
vertrag formulierten Schutzauftrag für Privatpersonen. 
 
Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz3 und führende Fachbehörden warnen vor dieser ge-
planten Regelung. Sie kritisieren insbesondere, dass die fachlich qualifizierten Fachämter der 
Landschaftsverbände durch die Genehmigungsfiktion faktisch ausgeschaltet werden würden. 
Dies berge erhebliche Risiken für Bodendenkmäler, archäologisch sensitive Bereiche sowie 
historische Deichanlagen – insbesondere angesichts des geplanten Budgetvolumens von min-
destens 560 Millionen Euro jährlich bis 2029 für Militärinfrastruktur. Irreversible Schäden könn-
ten dann entstehen, wenn fachliche Prüfungen unter zeitlichem Druck oder faktisch ohne fach-
liche Begleitung durchgeführt würden.  
 
Ziel dieser Kleinen Anfrage ist es, den gegenwärtigen Stand der zugesagten Evaluation trans-
parent zu machen, die empirische und fachliche Grundlage der geplanten Regelung in § 34a 
zu klären und zu dokumentieren, ob die Landesregierung elementare Verpflichtungen aus ih-
rem eigenen Koalitionsvertrag erfüllt hat. 
 
 
Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung hat die Kleine Anfrage 
8310 mit Schreiben vom 23. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Liegt die im Koalitionsvertrag (Zeilen 5784–5785) zugesagte Evaluierung des 

Denkmalschutzgesetzes bis 2025 der Landesregierung vor? 
 
Die Vorarbeiten für die im Koalitionsvertrag vereinbarte Evaluierung des Denkmalschutzge-
setzes wurden plangemäß eingeleitet. Aufgrund der veränderten geopolitischen Lage seit 
2022 und der akuten Notwendigkeit, Verfahren im Bereich der kritischen Infrastruktur sowie 
der Landes- und Bündnisverteidigung massiv zu beschleunigen, wurden mit dem Entwurf zum 
„Dritten Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiteren Vorschriften des Lan-
des Nordrhein-Westfalen“ seitens der Landesregierung prioritäre Änderungen vorgeschlagen. 
 

 
3 https://www.denkmalschutz.de/pressemitteilung/trotz-fehlender-evaluation-erneuter-eingriff-in-den-
denkmalschutz-in-nrw.html 
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2. Welche empirischen oder wissenschaftlichen Grundlagen lagen der Konzipierung 
der geplanten Regelung des § 34a DSchG NRW (denkmalrechtliches Kenntnisga-
beverfahren mit einem Monat Widerspruchsfrist und Genehmigungsfiktion) zu-
grunde? 

 
Eine Regelung nach § 34a gibt es im DSchG NRW nicht und ist auch nicht geplant. Soweit 
sich die Frage auf den geplanten § 38a bezieht, basiert dessen Ausgestaltung auf den allge-
meinen Erfahrungen mit Genehmigungsfiktionen und Kenntnisgabeverfahren im deutschen 
Verwaltungs- und Bauordnungsrecht, die dort nachweislich zu einer erheblichen Verfahrens-
beschleunigung beigetragen und sich bewährt haben. 
Die einmonatige Widerspruchsfrist trägt dem Umstand Rechnung, dass insbesondere im Be-
reich der Landes- und Bündnisverteidigung zeitkritische Infrastrukturmaßnahmen realisiert 
werden müssen. Sie führt in der Verwaltung unter Beibehaltung der materiell-rechtlichen 
Schutzstandards des Denkmalschutzes zu einer frühzeitigen Priorisierung und Beschleuni-
gung der Abläufe.  
 
 
3. Umfasst die geplante Verdreifachung des Militärbau-Budgets (von 180 Millionen 

Euro 2023 auf 560 Millionen Euro 2029) konkrete Maßnahmen zur Sicherung und 
Dokumentation von Bodendenkmälern (historische Deichanlagen, archäologische 
Stätten, Kriegsgefangenenlager) bei Anwendung von § 34a DSchG NRW? 

 
Bei der Aufstockung des Wehretats handelt es sich um eine Maßnahme des Bundes. 
 
 
4. Nach der Pressemitteilung der Landesregierung vom 23. Januar 2026 wird der 

Bund künftig Militärbauten verfahrensfrei selbst errichten können. Welche Kon-
troll- und Koordinierungsmechanismen zwischen dem Land NRW und dem Bun-
desamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
sind für denkmalgeschützte Objekte vorgesehen? 

 
Es gelten die im vorliegenden Gesetzentwurf festgeschriebenen Verfahren. 
 
 
5. Ist die geplante Einführung von § 34a DSchG NRW nach Auffassung der Landes-

regierung mit der Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut in Friedenszeiten 
(Art. 3, 4, 25 HK) vereinbar? 

 
Die geplante Regelung in § 38a DSchG NRW steht im Einklang mit den Verpflichtungen der 
Haager Konvention. Die Konvention verpflichtet die Unterzeichnerstaaten völkerrechtlich zur 
Achtung und Sicherung von Kulturgut im Konfliktfall sowie zu organisatorischen Vorsorgemaß-
nahmen in Friedenszeiten (Art. 3, 4, 25 HK). 
Die Einführung einer Genehmigungsfiktion oder eines Kenntnisgabeverfahrens im innerstaat-
lichen Recht berührt diese völkerrechtlichen Schutzpflichten nicht, da sie lediglich das admi-
nistrative Verfahren regeln, nicht aber den materiellen Schutzstatus des Kulturguts ändern. Die 
Landesregierung stellt durch die bestehenden Strukturen sicher, dass der Schutz von Kulturgut 
auch unter den Bedingungen beschleunigter Verfahren uneingeschränkt gewahrt bleibt. 
 
 


